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Liebe Leserin, lieber Leser, 
 
es ist nicht immer die ganz 
große Politik, die für die Men-
schen entscheidend ist. Oft 
sind es kleine Details eines 
Gesetzes, die in der Öffent-
lichkeit kaum wahrgenommen 
werden. 
 
Mit dem Terminservice- und 
Versorgungsgesetz (TSVG), 
sorgen wir dafür, dass Kas-
senpatienten schneller Termi-
ne bei Fachärzten bekommen. 
Das war überall zu lesen. Eine 
weitere Neuerung, die mich 
ganz besonders freut, hat es 
dagegen nicht in die Schlag-
zeilen geschafft: Nach einer 
Chemotherapie können Paare 
oft keine Kinder mehr bekom-
men. Diese können jetzt auf 
Kosten der Krankenkassen ih-
re Ei- oder Samenzellen kon-
servieren lassen. Nach ihrer 
Genesung haben sie so die 
Chance, sich ihren Kinder-
wunsch mit Hilfe einer künstli-
chen Befruchtung zu erfüllen. 
Die Lebensplanung der Paare 
hängt damit nicht mehr von ih-
rem Geldbeutel und der Frage 
ab, ob sie sich dieses teure 
Verfahren leisten können. 
 
Wichtig finde ich auch die Än-
derung im Wahlrecht, die wir 
jetzt durchsetzen konnten: 

gieren. Aber das steht für 
mich nicht im Vordergrund. 
Die Jugendlichen machen der 
Politik Druck – und das ist gut 
so. 
 
Die Politik muss beim Klima-
schutz besser werden. Sicher 
haben wir schon einiges er-
reicht. Wir haben dafür ge-
sorgt, dass wir viel Strom aus 
erneuerbaren Energieträgern 
produzieren können. Jetzt 
geht es darum, damit flächen-
deckend die Versorgung si-
cherzustellen. Ich kann mir 
gut vorstellen, dass das 
Ruhrgebiet dafür eine Modell-
region wird. Wir leben in einer 
Region, in der Energieerzeu-
gung und Energieverbrauch 
direkt beieinander liegen. 
 
Wichtig ist aber vor allem, 
dass wir verbindlich festle-
gen, wie wir die Klimaziele er-
reichen wollen.  Wir brauchen 
ein Klimaschutzgesetz, das 
alle Bundesministerien 
zwingt, Verantwortung zu 
übernehmen.  Ein solches hat 
Svenja Schulze vorgelegt. 
 
Herzliche Grüße  
 
Bärbel Bas 
 

Viele Menschen mit Behinde-
rungen dürfen bisher nicht 
wählen. Damit machen wir 
Schluss. Endlich ist es uns 
gelungen, gegen die Union 
das volle Wahlrecht für alle 
Menschen mit Behinderun-
gen durchzusetzen. Eine Ent-
schließung dazu hat der Bun-
destag am 15. März ange-
nommen. Diese werden wir 
jetzt schnellstmöglich umset-
zen.  
 
Natürlich geht es in der Politik 
aber auch darum, im Großen 
die Weichen richtig zu stellen. 
Es beeindruckt mich, wenn 
Tausende Schülerinnen und 
Schüler auf die Straße ge-
hen, weil sie den Eindruck 
haben, wir laufen in die fal-
sche Richtung. 
 
Auch in Duisburg haben 
Schülerinnen und Schüler für 
den Klimaschutz demons-
triert. Sie wollen nicht mehr 
warten. Sie fordern, dass Kli-
maschutz jetzt beginnt und 
nicht immer auf die Zukunft 
verschoben wird.  
 
Ich will nicht darüber diskutie-
ren, ob sie die Schule 
schwänzen dürfen. Natürlich 
ist es gut, dass sie sich enga-
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Neues aus Berlin 

Zahl der Pflegebedürftigen 
steigt  

 
Die Pflege spielt in der politi-
schen Diskussion derzeit eine 
große Rolle. Zurecht, denn 
der Anteil Pflegebedürftiger 
wird in den kommenden Jah-
ren und Jahrzehnten 
deutschlandweit und natürlich 
auch bei uns in Duisburg stei-
gen. Die Zahl der Pflegebe-
dürftigen wird voraussichtlich 
von heute knapp 3,3 Millio-
nen auf knapp 4 Millionen im 
Jahr 2030 und rund 5,3 Millio-
nen im Jahr 2050 steigen.  
 
Wir brauchen eine bessere 
Pflege. Ein Baustein ist es, 
den Pflegeberuf attraktiver zu 
machen. Dazu haben wir im 
vergangenen Jahr die 
Konzertierte Aktion Pflege ins 
Leben gerufen, die Arbeitsbe-
dingungen, Bezahlung und 
Ansehen der Pflegenden ver-
bessern soll. 
 

Finanzierung der Pflege 
 
Klar ist aber auch: Für die 
Pflege von mehr Menschen 
werden wir auch mehr Geld 
ausgeben müssen. Der zu-
nehmende Pflegebedarf in 
unserer Gesellschaft führt 
derzeit auch zu einer Diskus-
sion darüber, wie wir Pflege 
finanzieren können und wol-
len. Die Pflegeversicherung 
ist 25 Jahre nach ihrer Ein-
führung eine Erfolgsgeschich-
te, steht aber auch vor neuen 
Herausforderungen. 

chen Krankenversicherung 
gibt. Pflege ist auch eine ge-
samtgesellschaftliche Aufga-
be.   
  
Dieser Vorschlag sieht zu-
dem vor, dass die Kosten für 
die vollstationäre Behand-
lungspflege künftig aus der 
Krankenversicherung und 
nicht aus der Pflegeversiche-
rung finanziert werden. 
 
Ich unterstütze den Vorstoß 
und die Forderung, die Eigen-
anteile zu begrenzen und ei-
nen Steuerzuschuss einzu-
führen.  
 

Ausblick  
 
Langfristig kämpfe ich weiter-
hin für eine Bürgerversiche-
rung  auch in der Pflegeversi-
cherung. Auch Beamte und 
Selbstständige sollen in die 
gesetzliche Pflegeversiche-
rung einzahlen. In Verbin-
dung mit einem Steuerzu-
schuss zur Pflegeversiche-
rung, über den Gutverdiener 
sich stärker beteiligen, kön-
nen wir die Finanzierung soli-
darisch und sicher gestalten. 
 
Aus meiner Sicht muss man 
auch darüber nachdenken, 
ob es sinnvoll wäre  Pflege- 
und Krankenversicherung 
wieder zusammenzuführen. 
Fragen der Zuständigkeiten 
und doppelte Strukturen 
könnten so vermieden wer-
den.  

Vorschlag aus Hamburg  
 
Hamburg hat in diesem Monat 
einen Vorschlag dazu in den 
Bundesrat eingebracht.  
 
Dieser Vorschlag sieht vor, für 
die  Pflegebedürftigen fixe Ei-
genanteile gesetzlich festzule-
gen. Die Pflegeversicherung 
trägt alle darüber hinausge-
henden und erforderlichen 
Pflegekosten. Die reinen Pfle-
gekosten oberhalb der derzei-
tigen Eigenbeteiligung sollen 
so künftig komplett von der 
Pflegeversicherung übernom-
men werden. 
 
Damit wird das Problem der 
steigenden Eigenanteile ange-
gangen. Im Bundesdurch-
schnitt liegen die Kosten, die 
Heimbewohner im Durch-
schnitt zuzahlen müssen bei 
etwa 1.800 Euro. In NRW sind 
es im Durchschnitt sogar über 
2.200 Euro. Viele Menschen 
können diese Beiträge mit ih-
rer Rente und ihren Ersparnis-
sen nicht aufbringen.  Der An-
teil der Heimbewohner, die be-
reits heute Sozialhilfe zur Kos-
tendeckung erhalten, liegt bei 
einem Drittel. Eine Begren-
zung des Eigenanteils entlas-
tet so auch Kommunen wie 
Duisburg, die über die Sozial-
hilfe indirekt an den Kosten 
beteiligt werden.  
 
Außerdem soll es einen Steu-
erzuschuss zur Pflegeversi-
cherung geben, wie es ihn 
auch schon in der gesetzli-

Stichwort: Debatte um die  Finanzierung der Pflege  
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Neues aus Duisburg 

+++Auszug aus meinem Kalender+++  

Besuch aus Duisburg 

50 Duisburgerinnen und Duis-
burger besuchten vom 13. bis 
zum 16. März auf meine Einla-
dung hin die Hauptstadt.  

 

Ein Höhepunkt der Reise war 
der Besuch des Reichstags-
gebäudes. Die Besucherinnen 
und Besucher konnten im Ple-
narsaal des Deutschen Bun-
destages eine Bundestagsde-
batte verfolgen. Da ich immer 
noch nicht in Berlin sein konn-
te, diskutierte im Anschluss 
mein Kollege Mahmut Özde-

mir mit den Besucherinnen 
und Besuchern. Im Mittel-
punkt standen Fragen zu kon-
kreten Problemen vor Ort, zu 
fehlenden Sozialwohnungen 
oder zum Ausbau der Ju-
gendarbeit.  

 

Neben diesem Besuch im 
Deutschen Bundestag stan-
den auch eine politisch-
historische Stadtrundfahrt, ein 
Besuch im Bundesministeri-
um für Gesundheit und ein In-
formationsgespräch im Haus 

der Wannsee-Konferenz auf 
dem Programm.  

 

Und auch eine Klasse der 
Krankenpflegeschule Duisburg 
war zu Besuch im Reichstag. 
Meine Mitarbeiter stellten die 
Arbeit von uns Abgeordneten 
vor, im Gespräch ging es dann 
vor allem um die Frage, wie 
die Arbeitsbedingungen in der 
Pflege besser werden können.  

 

Foto: Bundesregierung / Volker Schneider 

+++26.3.: Treffen Fraktions-
vorstand der Landtagsfraktion 
und Vorstand Landesgruppe 
NRW+++ 

 

+++30.3.: Mitgliederversamm-
lung der SPD Duisburg+++ 

+++1.-5.4.: Sitzungswoche in 
Berlin+++ 

 

+++6.4.: Parteien und Wah-
len, Politikerrunde zur Wahl-
rechtsreform, Uni Düssel-
dorf+++ 

+++7.4.: Frühjahrsempfang 
der SPD Homberg-Ruhrort/
Baerl+++ 

 

+++8.-14.4.: Sitzungswoche 
in Berlin+++ 
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Neues zum Schluss 

Die Vorbereitungen für das 
Comeback laufen. Ab dem 
25.3. geht es wieder voll an 
die Arbeit. In Berlin bin ich das 
nächste Mal am 28.3. Dann 
teste ich auch, wie es sich mit 
meiner neuen Stehhilfe arbei-
ten lässt. 
 
Die ersten Termine, die ich 
bereits diese Woche wahrge-
nommen habe, waren zwei In-
terviews zu resistenten Kran-
kenhauskeimen. In den Nie-
derlanden wurden gute Erfah-
rungen damit gemacht, hohe 
und einheitliche Hygienestan-
dards festzulegen und das 
Personal besser zu schulen. 
Gegenüber Radio Duisburg 
und dem WDR habe ich sol-
che einheitlichen Hygiene-
standards auch bei uns in 
Deutschland gefordert.  

Die AOK hat festgestellt, dass 
die Gefahr, sich im Ruhrge-
biet und auch in Duisburg mit 
diesen Keimen anzustecken, 
überdurchschnittlich hoch ist. 
Man hat ja immer Respekt vor 
einer OP. Als ich diese Be-
richte gelesen habe, wurde 
mir im Nachhinein nochmals 
mulmig. 
 
In den Niederlanden testen 
sie bei der Aufnahme in die 
Krankenhäuser alle neue Pa-
tientinnen und Patienten auf 
resistente Keime. Sollten wir 
bei uns auch machen.  
 
 

Bis zum nächsten Mal, ich 
freu mich drauf! 

Mein Tagebuch 

Am 16. März war der Interna-
tionale Tag gegen Rassis-
mus. 

 

Nein zu Rassismus! 

 

Das gilt nicht nur an diesem 
Tag. Das gilt für mich das 
ganze Jahr.  

Nein zu Rassismus! 
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